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● 1-€-Jobs sind inakzeptabel! Es gibt viele Möglichkeiten, sie zu vermeiden. Sprecht uns an! ●

ARGE Köln
schafft 
Gutscheine
ab! Bargeld statt Lebensmittelgut-

scheine - Aktion im Januar vor 
der ARGE Süd erfolgreich

Im Morgengrauen tauchten sie vor der 
ARGE Süd auf: Zwei Dutzend Men-
schen, bewaffnet mit Piratenfähnchen, 
Transparenten, Infoblättern und dem 
Willen, heute Bargeld einzufordern.

Viele am 1. ohne Geld
Wie üblich, saß am Monatsanfang eine 
Vielzahl von Menschen, die kein Geld er-
halten hatten, in der Wartezone. Wie üb-
lich wurde versucht, sie mit 
Lebensmittelgutscheinen abzuspeisen. 
Nicht üblich war, dass die kleine Schar 
von aktiven Erwerbslosen dies verhin-
derte. Ein Mitarbeiter stöhnte: „Ich ha-
be heute schon 30 Gutscheine in 
Bargeldzahlungen umgewandelt - so 
was gab es noch nie“.

Gutscheine müssen weg!
Aber es ging den „Piraten von der AR-
GE Süd“ nicht alleine darum, die Gut-
scheine an diesem einen Tag 
abzuwehren. Es ging ihnen darum, mit 
dieser Unsitte ein für alle Mal aufzuräu-
men. Und siehe da: Die ARGE lenkte 
ein und verkündete, sich nun an das So-
zialgesetzbuch zu halten. In einer Pres-
seerklärung vom selben Tag schreibt 

sie: „Menschen, die einen Leistungsan-
spruch haben, erhalten diesen. Gut-
scheine gibt es nur in gesetzlich klar 
geregelten Fällen.“ 

Rechtliche Grundlagen
Hier die rechtlichen Grundlagen: Lebens-
mittelgutscheine können nur in folgen-
den zwei Fällen ausgegeben werden: 
Erstens nach § 23 (2) SGB II (Drogen- 
oder Alkoholabhängigkeit sowie unwirt-
schaftliches Verhalten). Zweitens nach 
§ 31 (3) SGB II (bei Sanktionen über 
30%, um zu verhindern, dass jemand 
verhungert). In allen anderen Fällen 
muss es Bargeld geben!

ARGE verschleiert mit 
unübersichtlichem Zahlensalat
Warum kommt es eigentlich dazu, dass 
so viele Menschen am Monatsersten oh-
ne Geld dastehen? Und wie viele sind 
es überhaupt? Dazu geistern verschiede-
ne Zahlen durch die Landschaft: 9 Neu-
anträge in Süd, die länger als einen 
Monat nicht bearbeitet wurden. 329 
Neuanträge in Süd, die länger als 
einen Monat nicht bearbeitet wurden. 
341 unbearbeitete Anträge in Köln ins-

gesamt. 400 unbearbeitete Anträge 
nur in Süd. Durchschnittlich 741 Rück-
stände in den Kölner ARGEn (außer 
Süd). 6.678 Rückstände in allen Kölner 
ARGEn. 31.441 Rückstände im Back-
Office-Bereich aller Kölner ARGEn zu-
sammen. 

Zahlen lügen nicht - Menschen 
schon
Diese Zahlen stammen allesamt von 
der ARGE selbst und beziehen sich auf 
die Situation Ende letzten Jahres bzw. 
Anfang dieses Jahres. Dass die Zahlen 
verwirren und widersprüchlich sind, ist 
nicht weiter verwunderlich, denn wenn 
man eine Statistik überprüfen kann, 
hat der Statistiker irgendetwas falsch 
gemacht. 

Wir werden Euch helfen!
Zum Schluss noch ein Zitat der ARGE 
Köln vom 6.1.2009: „Die ARGE Köln hat 
einen gesetzlichen Auftrag und erfüllt die-
sen aktuell für rund 112.000 Menschen.“ 
Das Kölner Bündnis „Zahltag!“ wird der 
ARGE sicher noch oft bei der Bewältigung 
des gesetzlichen Auftrags behilflich sein. 
Vielleicht schon sehr bald. jlk



● Mieten müssen grundsätzlich voll bezahlt werden! Umzug kann nicht immer verlangt werden! ●

Impressum
Herausgeber:

Die KEAs 
Kölner Erwerbslose in 
Aktion e.V.

Redaktion:
Kölner Erwerbslosen Anzeiger
Steprathstr. 11, 51103 Köln
info@die-keas.de
www.die-keas.de

Der Kölner Erwerbslosen-Anzeiger 
erscheint monatlich im Selbstver-
lag. Redaktion: Antje Löschke (dru, 
Chefredakteurin), HP Fischer (hpf), 
H. Naumann (nau), J. Lubig (jlk). 
Redaktionsschluß: Eine Woche vor 
Monatsende. 

Bezugsquellen
Wir verteilen den KEA vor der 
Arbeitsagentur Luxemburger Str. 
und anderen Agenturen/ARGEn. Zu-
dem liegt der KEA u.a. hier aus:

GGS-Büro, Steprathstr. 11 (Kalk)
DGB-Haus, Hans-Böckler-Pl. 1, 2. 
OG.

Berichte / Briefe
Ihr habt etwas Unglaubliches in der 
ArGe oder der Agentur erlebt? Ihr 
wolltet schon immer mal die Presse 
einschalten, doch die Presse igno-
riert Euch? Schreibt uns per Email 
oder Post. Adressen siehe oben.

Offenes Treffen
Jeden Donnerstag veranstalten wir 
ein offenes Treffen für Inter-
essierte: Beginn: 17:00 Uhr in der 
Steprathstr. 11 (Haltestelle Kalk Ka-
pelle).

Es geht auch ohne 
1-€-Jobs!
SSK - Sozialistische Selbsthilfe Köln

Salierring 37/41 (nähe Barba-
rossapl.)  Tel. Köln 21 31 75. Ge-
brauchtmöbel und Trödelladen Di-Fr 
10-13 Uhr und 14-18 Uhr. Sa 11-14 
Uhr (nur Möbellager). 

www.sozialistischeselbsthilfekoeln.de
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Der Klüngel geht weiter
Hier im KEA war schon mehrfach über den Klüngel zwischen den Kölner 
Parteien und den so genannten Beschäftigungsträgern zu lesen. So zum 
Beispiel über den derzeitigen Vorsitzenden des Sozialausschusses der 
Stadt Köln Walter Kluth. 

In dieser Eigenschaft ist er auch im Auf-
sichtsrat der Sozial-Betriebe-Köln 
gGmbH (SBK). Und nebenbei beim Be-
schäftigungsträger EVA gGmbH im Ver-
waltungsrat und im Vorstand des 
Vereins EVA e.V., welche bei Erwerbslo-
sen einen gewissen Ruf genießen. Die-
ser Herr aber wird nicht mehr für den 
kommenden Stadtrat kandidieren. 

Klüngel vorbei?
Sollte der Klüngel jetzt einfach so vor-
bei sein? Das will der Vorstand der Köl-
ner SPD auf keinen Fall zulassen. So 
installierte man gegen den erklärten 
Wunsch des SPD-Ortsvereins Nippes 
nicht den dort nominierten Hans-Diet-
mar Eisele sondern Walter Schulz als 
Kandidaten für die neue Ratsfraktion. 

Undemokratische Sozialpolitik
Bis Oktober war Schulz nicht parteipoli-
tisch aktiv und trat erst in die SPD ein. 
Er soll in der nächsten Ratsfraktion Sozi-
alpolitik machen. Mal abgesehen von 
den undemokratischen Methoden inner-
halb der SPD, die uns auch nichts ange-
hen, muss man folgendes beachten. 

Walter Schulz ist der Geschäftsführer 
des Beschäftigungsträgers „Zug um 
Zug“! Gleichzeitig ist er auch im Vor-
stand des „Zug um Zug e.V.“ (Kontakt: 
dr.walter.schulz@zugumzug.org). 

Zug um Zug, EVA und der Rest
„Zug um Zug“ hat ebenso wie „EVA“ 
einen ganz besonderen Ruf unter den 
Erwerbslosen. Nicht umsonst wurde 
„Zug um Zug“ nun schon mehrfach von 
Aktionsgruppen wie Agenturschluss 
oder Zahltag besucht. (siehe auch Be-
richt in NRhZ unter: www.nrhz.de/ 

flyer/beitrag.php?id=37). Die rot-grü-
ne Ratspolitik der letzten Monate läuft 
nämlich genau auf eine Stärkung die-
ser so genannten Beschäftigungsträger 
hinaus und da braucht die SPD einen 
von denen in ihren Reihen, damit der 
Klüngel reibungslos weiter laufen 
kann. 

Müller-Starmann kennt sich aus
Den Geschäftsführer der Kölner Arge 
Müller-Starmann wird’s freuen, wenn 
er mal wieder auf einen alten Bekann-
ten aus dem Konsortium Kölner Be-
schäftigungsträger trifft, dessen Chef 
er einst war und von dem er jetzt kon-
trolliert werden soll. Aber warum soll 
es in Köln anders laufen als auf der 
Bundes- und Landesebene wo Beschäf-
tigte der Lobbyisten in den Ministerien 
sitzen und Gesetze schreiben (Buch-
tipp: Der gekaufte Staat).

Arbeitsagentur Köln 
unterstützt Leiharbeitsfirma 
bei Kündigungen
„Am 31. Oktober hatte Adecco bei der 
Arbeitsagentur einen Antrag auf 
Massenentlassung eingereicht. Nach 
den gesetzlichen Regelungen über die 
sogenannte „Regelsperrfrist“ hätten bis 
zum 30. November keine Kündigungen 
ausgesprochen werden dürfen.
Durch Kungelei in der Arbeitsagentur 
Köln hatte Adecco die Verkürzung 

dieser Entlassungssperre auf Kosten 
der Beschäftigten auf den 29. 
November durchgesetzt, so dass schon 
zum 30. November gekündigt werden 
konnte anstatt erst zum 31. 
Dezember.“

Neue Rheinische Zeitung
WWW.NRHZ.DE



● Eingliederungsvereinbarungen sind Vereinbarungen und kein Diktat der ARGE! ●
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Stempeln
gehen!
„Die ARGE hat mir eine Sanktion reingedrückt, weil sie angeblich meine 
Krankmeldung nicht erhalten hat. Jetzt kann ich nicht beweisen, dass ich aus 
gesundheitlichen Gründen nicht zum Termin erschienen bin!“ So oder so ähnlich 
klagen viele Ratsuchende in der KEA-Beratung.
Das Kind ist dann fast schon in den Brun-
nen gefallen und auch für uns ist es dann 
sehr schwer, das Gegenteil zu beweisen. 
Deshalb: Lasst ALLE Unterlagen, die ihr 
wegen der ARGE abliefern müsst, unbe-
dingt und unter allen Umständen quittie-
ren! Täglich kommen bei der ARGE 
Unterlagen weg. Aber das ist schließlich 
nicht unser Problem.

Papierkrieger aufgepasst!
Sie wollen Papier, sie kriegen Papier. Aber 
bitte niemals ohne Quittung bzw. Zeu-
gen. Die Quittung sollte Angaben über Ab-
sender, Adressaten, BG-Nr., Datum, 
Eingangsstempel, Unterschrift des empfan-
genden Bediensteten an der Poststelle 
und eine Liste der abgegebenen Unterla-
gen enthalten. Einfacher ist es, sich eine 
Kopie des Anschreibens mit einer Liste 
der abgegebenen Unterlagen abstempeln 
und unterschreiben zu lassen.

Die Abgabe kann man sich auch von ei-
nem Zeugen bestätigen lassen. Verwand-
te haben dabei geringere Beweiskraft, da 
sie persönlich zu sehr involviert sind. 

ARGE muss Unterlagen annehmen
Die ARGE muss die Unterlagen entgegen-
nehmen! „Die Behörde darf die Entgegen-
nahme von Erklärungen oder Anträgen, 
die in ihren Zuständigkeitsbereich fallen, 
nicht deshalb verweigern, weil sie die Er-
klärung oder den Antrag in der Sache für 
unzulässig oder unbegründet hält.“ [§ 20 
(3) SGB X (Untersuchungsgrundsatz)]. 

Damit ihr aber beweisen könnt, dass ihr 
eure Unterlagen (fristgemäß) abgegeben 
habt, braucht ihr einen Nachweis.

Verweigerung dokumentieren
Auch bei Verweigerung der Annahme 
braucht ihr einen Beleg. Dies kann eben-
falls ein Zeuge auf einem Beleg mit dem 
Vermerk "Herr/Frau X weigert sich, den 

Empfang zu bescheinigen." vornehmen. 
Auf keinen Fall unverrichteter Dinge die 
Amtsstube verlassen. Wenn gar nichts 
hilft, Teamleiter erfragen und ihm einen 
Besuch abstatten. Und falls man hier 
nicht weiterkommt, geht man zum Stand-
ortleiter. Ist der auch uneinsichtig, geht 
es zur Beschwerdestelle oder gleich zum 
Boss der ARGE: Müller-Starmann (Haupt-
gebäude Luxemburger Str. 10 Etage).

Eingangsstempel her
Da eure Existenz von den abgegebenen 
Schriftstücken abhängt, solltet ihr darauf 
bestehen, dass man euch einen Eingangs-
stempel gibt. 

Den könnt ihr euch bei den Poststellen 
der ARGEn, aber im Grunde auch bei je-
der anderen Behörde holen: „Anträge 
auf Sozialleistungen sind beim zuständi-
gen Leistungsträger zu stellen. Sie wer-
den auch von allen anderen 
Leistungsträgern, von allen Gemeinden 
und bei Personen, die sich im Ausland 

aufhalten, auch von den amtlichen Ver-
tretungen der Bundesrepublik Deutsch-
land im Ausland entgegengenommen.“ 
[§ 16 (1) SGB I (Antragsstellung)]. 
Um die Antragsbearbeitung nicht mehr 
als sowieso schon zu verzögern, ist es 
allerdings sinnvoll, direkt zur  zuständi-
gen ARGE zu gehen. Dies gilt beson-
ders für Unterlagen, deren Fehlen 
Sanktionen nach sich ziehen können, 
wie Krankmeldungen etc.

Briefkästen der ARGE mit Vorsicht 
genießen
Man kann auch jemanden beauftragen, 
gegen Eingangsstempel Unterlagen abzu-
geben. Die Person braucht aber im Falle 
eines unwilligen Staatsbediensteten wie-
derum einen Zeugen, zwecks Dokumen-
tation. Nur unter den Augen eines 
Zeugen sollte man etwas in die Briefkäs-
ten auf den Fluren der ARGE werfen, 
denn sonst verwandeln sich diese Brief-
kästen schnell in Schwarze Löcher.

(dru)



● Alle  „Kunde n“ de r ARGE h abe n das Re ch t auf Be istände . Im m e r und je de rze it! ●
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Infos  &  H ilfe
Be ratungs ste lle n
ABC H öh e nh aus , Von-K e tte le r-Str. 
2, 51061 Köln-H öh e nh aus , Te l. 
646641 

Ech o, Abe ndroth str. 20-22, 50769  
Köln-Se e b e rg, Te l. 7008703

KALZ , DGB-H aus , H ans -Böck le r-Pl. 
1, 2. O G., Te l. 5461074

Vingste r Tre ff, W ürzburge r Str. 11 
a, 51103 Köln-Vingst, Te l. 875485.

Be sch w e rde ste lle  ArGe  Köln
Fe h le rh afte  ALG II-Be sch e ide ? Pro-
ble m e  m it de m /de r Sach b e arb e i-
te r/in? »ve rsch w unde ne « Unte r- 
lage n? k e ine n pe rsönlich e n An-
spre ch partne r? H ie r finde n Sie  die  
Be s ch w e rde ste lle  de r ArGe : in de r 
Age ntur für Arb e it Luxe m burge r 
Str., 10. Stock . 

Buch stabe  A, D, L- R, V, Y: Frau 
Gre ve rs -Pie ck , Z i. 1030, Te l. 0221-
9 429 -8381. 

Buch stabe  B, S, T, W, X: H e rr H e rzo-
ge nrath , Z i. 1017, Te l. 0221-9 429 -
8210. 

Buch stabe C, E-K, U, Z : H e rr Gott-
sch lich , Te l. 0221-9 429 -8378, Z i. 
1001.

Kölne r Montagsde m o
Je de n Montag 18:00 vor de m  Dom .

Abk ürzunge n
ALG-II: Arb e itslos e nge ld II (auch  
H artz-IV ge nannt) •  ArGe : Arb e its -
ge m e insch aft zw isch e n de r Ge -
m e inde  und de r Arb e itsage ntur •  
Az: Ak te nze ich e n •  BA: Bunde s -
age ntur für Arb e it •  BSG ode r Bso-
zG: Bunde s s ozialge rich t •  BT- 
D ruck s ach e : Bunde stags -D ruch s a-
ch e  •  D iMa: D is ab ility Manage m e nt 
de r ARGE [D is ab ility = Be -
h inde rung] •  K EA: Kölne r Erw e rbs -
los e n-Anze ige r •  D ie  K EAs  e .V.: 
Kölne r Erw e rbslos e  in Ak tion e .V. •  
PAP: Pe rsönlich e r Anspre ch partne r 
•  SGB: Sozialge s e tzbuch  

 

Ärge r m it de r 
ARGE?
D ie  K EAs  b ie te n je de n Montag, zw i-
s ch e n 11:00 und 14:00 Uh r, e ine  
Spre ch s tunde  für H ilfe  b e dürftige  
Erw e rbslos e  an. Ste prath str. 11 in 
Kalk  (U »Kalk  Kape lle «, Linie n 1 
und 9 ). 

Notizen 
 

Änderungen im 
SGB II und III 

Beispiel: 
Wer in Zukunft aufgefordert wird, 
Bewerbungen zu schreiben, muss 
sich unbedingt die Höhe des Kosten-
ersatzes dafür schriftlich bestätigen 
lassen (§§ 45,46 SGB III wurden 
geändert). 
 
GEZ erkennt Beratungsstel-
len als "Bestätigungsstel-
len" an 
Auf Antrag erkennt die GEZ Bera-
tungsstellen als "Bestätigungsstel-
len" an. Die "Bestätigungsstellen" 
dürfen die vorgelegten Sozialleis-
tungsbescheide mit ihren Dienstsie-
gel oder Stempel versehen und dar-
auf bestätigen, dass die Bescheide 
im original vorgelegen haben. Wer-
den die abgestempelten Bescheide in 
Kopie bei der GEZ vorgelegt, werden 
diese Unterlagen bei der Entschei-
dung über die Gebührenbefreiung 
zugrunde gelegt. Immerhin kann 
Betroffenen, die von Beratungsstel-
len Unterstützung beim Befreiungs-
antrag erhalten, hierdurch ein weite-
rer Gang zu der Behörde, die den 
Sozialleistungsbescheid erstellt hat, 
erspart werden. 
Diese bestätigenden Stellen dürfen 
allerdings nicht das entsprechende 
Feld im Befreiungsantrag verwenden. 
Dieses Feld darf nur von zur Beglau-
bigung autorisierten Stellen ausge-
füllt werden (z.B. Amtspersonen, die 
das Dokument ausgestellt haben bzw. 
bei denen es verwahrt wird, Notare, 
sonstige Urkundspersonen (z.B. Ur-
kundsperson des Jugendamtes, vgl. 
§ 59 SGB-VIII), Gemeindesekretäre 
oder vom Bürgermeister beauftragte 
Beamte oder Angestellte und 
schließlich Stellen staatlich aner-
kannter Kirchen). 
Quelle: Diakonische Bezirksstelle 
Esslingen 
 
Unbegrenzte Zahlung des 
Arbeitslosengeldes kann 
von der Arbeitslosenversi-
cherung nicht geleistet wer-
den 
Menschen, die nach Auslaufen ihres 
Krankengeldanspruchs einen Antrag 
auf eine Erwerbsunfähigkeits- bezie-
hungsweise Erwerbsminderungsrente 
gestellt haben, haben während die-
ser Wartezeit nicht automatisch An-
spruch auf Arbeitslosengeld. Das 
stellt die Bundesregierung in ihrer 
Antwort (16/11318) auf eine kleine 
Anfrage der Linksfraktion 

(16/10928) klar. Die Abgeordneten 
hatten darauf hingewiesen, dass 
die derart Betroffenen vor der Ein-
führung der Hartz-IV-Regelungen 
unbefristet Arbeitslosengeld erhielten, 
bis ihr Status geklärt werden konnte. 
Heute würden diese Personen, 
schreibt die Fraktion in ihrer Anfrage, 
nach Auslaufen ihres regulären Ar-
beitslosengeldanspruchs auf Arbeits-
losengeld II verwiesen. „Eine unbe-
grenzte Zahlung des Arbeitslosen-
geldes kann von der Arbeitslosen-
versicherung nicht geleistet werden", 
schreibt die Regierung. 
 

 

Stigmatisierung 
wegen  

Arbeitslosigkeit 
Die Rezession bedeutet auch für 
viele Menschen in Deutschland den 
Verlust des Arbeitsplatzes. In Zeiten 
wirtschaftlicher Schwäche führen 
Arbeitgeber die Arbeitslosigkeit von 
Bewerbern jedoch vor allem auf die 
konjunkturelle Lage zurück, anstatt 
diese den Jobsuchenden negativ 
auszulegen. In der Hochkonjunktur 
ist das anders. Im Aufschwung nei-
gen Arbeitgeber eher dazu, eine 
vermeintlich geringe Produktivität 
des Bewerbers als Ursache seiner 
Arbeitslosigkeit zu unterstellen. Zu 
diesem Ergebnis kommt eine aktuel-
le Studie des Zentrums für Europäi-
sche Wirtschaftsforschung (ZEW), 
die Stigmatisierungseffekte für 
männliche Arbeitslose untersucht. 
„Arbeitgeber schätzen die Wahr-
scheinlichkeit, bei guter Konjunktur 
arbeitslos zu sein, als gering ein. 
Dass ein Bewerber in Zeiten prospe-
rierender Wirtschaft dennoch keine 
Stelle hat, wird ihm folglich als Zei-
chen geringer Leistungsfähigkeit 
ausgelegt. Damit verringern sich 
seine Chancen auf eine neue Anstel-
lung“, sagt Susanne Steffes, Ar-
beitsmarktexpertin am ZEW. „Ist die 
Konjunktur schlecht, wird die Ar-
beitslosigkeit dagegen eher auf die 
gesamtwirtschaftliche Situation zu-
rückgeführt und weniger auf indivi-
duelle Eigenschaften.“ Die Ergebnis-
se zeigen, dass nicht etwa die wirt-
schaftliche Lage in welcher der Job-
suchende tatsächlich arbeitslos wur-
de, für die Wahrnehmung der Ar-
beitgeber ausschlaggebend ist. Viel-
mehr berücksichtigen Arbeitgeber 
bei ihrer Einstellungsentscheidung 
die aktuelle konjunkturelle Lage. Das 
heißt in Zeiten hoher Arbeitslosigkeit 
legen sie weniger Gewicht auf eine 
etwaige Arbeitslosigkeit des Jobsu-
chenden, selbst wenn dieser zu einer 
Boomphase arbeitslos wurde.  



● Nie eine Eingliederungsvereinbarung sofort unterschreiben - man hat min. 2 Wochen Bedenkzeit!  ●

Widerspruch
Gegen Verwaltungsakte sind Rechtsmit-
tel möglich. Ein Verwaltungsakt liegt im-
mer vor, wenn ein Bescheid erteilt 
wird. Das kann ein Bewilligungsbe-
scheid sein, aber auch ein Ablehnungs-
bescheid. Kennzeichen eines Verwal- 
tungsaktes ist die Rechtsbehelfsbeleh-
rung („Gegen diesen Bescheid ist Wider-
spruch möglich“). In seltenen Fällen 
fehlt diese Rechtsbehelfsbelehrung. 
Man muss sich dann fachkundigen Rat 
holen, um zu erkennen, ob es sich um 
einen Verwaltungsakt handelt.

Man kann den Widerspruch schriftlich 
oder mündlich (zur Niederschrift) einle-
gen und ihn sofort oder später oder 
auch gar nicht begründen. Entschließt 
man sich, den Widerspruch zu begrün-
den, kann man schon hier darauf ach-
ten, dass diese Begründung dem 
Sozialgericht bei einer späteren Klage 
vorgelegt wird und somit den „Grund-
stock“ zur Klage darstellt. Im Allgemei-
nen gilt eine Frist von einem Monat 
seit Bekanntwerden (Empfang) des Be-
scheides.

Tipp: Widersprüche immer schriftlich 
einlegen. Den Empfang immer schrift-
lich bestätigen lassen (am einfachsten 
auf einer Kopie des Widerspruchs). 
Nicht bis zum letzten Tag der Frist war-
ten.

Vorsicht: Die ARGE versucht oft, einen 
dazu zu bewegen, den Widerspruch zu-
rück zu nehmen. Aber warum soll man 
das tun? Ist der Widerspruch unbegrün-
det, kann ihn die ARGE ja zurückwei-
sen, wobei man dann die Gelegenheit 
hat, zu klagen. Ist der Widerspruch 
aber berechtigt, hat man sich über den 
Tisch ziehen lassen. Warum will die AR-
GE also, dass man den Widerspruch zu-
rück nimmt?

Rücknahme eines rechtswidrigen 
nicht begünstigenden Verwaltungs-
aktes
Versäumt man die Monatsfrist für 
einen Widerspruch, so kann man einen 
so genannten Überprüfungsantrag 
nach § 44 SGB X stellen. Die ARGE 
muss darauf hin die Angelegenheit noch-
mals überprüfen und einen neuen Be-
scheid ausstellen. Gegen diesen 

Bescheid ist dann erneut Widerspruch 
innerhalb eines Monats möglich. Dieses 
Verfahren funktioniert grundsätzlich 
vier Jahre rückwirkend.

Untätigkeitsklage
Die ARGE muss innerhalb von drei Mo-
naten einen Widerspruchsbescheid ertei-
len. Tut sie dies nicht bzw. lässt sie 
sich mehr Zeit, so ist eine Untätigkeits-
klage möglich. 

Klage
Erlässt die ARGE einen  Widerspruchsbe-
scheid, so ist dagegen Klage möglich. 
Die Klage muss innerhalb eines Monats 
nach Zugang des Widerspruchsbeschei-
des eingelegt werden. 

Einstweilige Anordnung
Muss eine Sache dringend entschieden 
werden, weil man sonst z.B. nicht ge-
nug Geld zum Überleben hat, so kann 
man bei Gericht direkt eine Einstweili-
ge Anordnung beantragen. Das Gericht 
trifft daraufhin eine vorläufige Entschei-
dung. Oft lenkt die ARGE aber schon in 
diesem Verfahren ein und man be-
kommt sein Recht, so dass eine Ge-
richtsentscheidung dadurch überflüssig 
wird. Bei Anträgen auf Erlass einer 
Einstweiligen Anordnung ist immer die 
Eilbedürftigkeit nachzuweisen: „Ich bin 
mittellos (Kontoauszüge) und die ARGE 
zahlt nicht (Ablehnungsbescheid, so-
fern schon einer vorliegt).“ 

Meist wird es sich um fehlende Zahlun-
gen der ARGE handeln. Aber auch eine 
zwangsweise Zuweisung zu einem Ein-
Euro-Job kann dazugehören oder die 
Weigerung, einen Umzug zu genehmi-
gen.

Sozialgericht
Für alle Klagen ist das Sozialgericht zu-
ständig. Man kann die Klage dort schrift-
lich einreichen. Man kann auch 
mündlich bei der Rechtsantragsstelle ei-
nes Sozialgerichts Klage erheben. Dort 
wird dann die Klage zu Protokoll genom-
men.

Unterlagen einreichen
Zur Klage gehört nur die Klageschrift. 
Doch sollte man mehr beilegen: Den Be-
scheid, den man angreifen möchte, 
den Widerspruchsbescheid, sofern er 

schon erteilt wurde, den eigenen Wi-
derspruch und sonstige notwendige Do-
kumente.

Tipp: Es ist sinnvoll, sich vorher mit ei-
nem Rechtsbeistand zu beraten. 

Kosten
Widerspruch und Klage sind kostenfrei. 
Das bedeutet, dass man nicht für die 
Kosten der ARGE oder das Gericht auf-
kommen muss. Gewinnt man (Positi-
ver Widerspruchsbescheid oder 
Urteil/Beschluss des Gerichts), kann 
man Ersatz seiner eigenen nachgewie-
senen Kosten verlangen.

Nur ausnahmsweise können einem Ver-
sicherten Verfahrenskosten gemäß 
§ 192 Sozialgerichtsgesetz auferlegt 
werden. Dies setzt jedoch voraus, dass 
eine Klage mutwillig erhoben oder das 
Klageverfahren trotz eines Hinweises 
des Gerichtes missbräuchlich fortge-
führt wird.

(Text und Bild: jlk)

Sozialgericht Köln
An den Dominikanern 2, 50668 Köln 
(Postanschrift: Postfach 10 31 52, 
50471 Köln), Telefon: 0221 1617-0, 
Fax: 0221 1617-160, Sprechzeiten: 
Montag bis Donnerstag: 8:00-16:00 
Uhr, Freitag: 8:00-15:00 Uhr (Tipp 
der KEAs: vormittags hingehen).

Wehrt Euch!
Wenn eine Entscheidung der ARGE (zu wenig Geld, Verweigerung einer 
Umzugsgenehmigung usw.) nicht passt, kann man Rechtsmittel einlegen. Vorher 
kann man noch versuchen, ob im Verhandlungsweg (Gespräch mit dem PAP oder 
der Teamleitung oder der Beschwerdestelle) eine Lösung zu erreichen ist. Aber 
Vorsicht: Nicht hinhalten lassen! Lieber zeitnah Rechtsmittel einlegen. Im Falle 
einer erfolgreichen Verhandlung kann man Widerspruch & Co. auch zurücknehmen.
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● Niemals alleine zur ARGE gehen, man weiß nie vorher, was einen erwartet ●
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Dass das gemeinsame Erstreiten von Ar-
beitslosengeld im Sinne von Beratung 
und Begleitung zahlreicher Betroffener 
ein wesentliches Anliegen der Aktion ist, 
mag unstrittig sein, dennoch geht es hier 
um mehr als nur um die schnöde Kohle. 
Die Kampagne „Zahltag!“ begreift sich als 
politische Aktion, die die soziale Frage 
nach einer anderen, nach einer besseren 
Gesellschaft stellt. 

Hartz-IV soll Menschen erniedrigen 
Hartz-IV ist ein Instrument, Menschen zu 
erniedrigen und für alle möglichen 
Drecks- und vor allem Billigjobs gefügig 
zu machen – auch um den Konkurrenz-
druck gegenüber Kollegen zu erhöhen. 
Hartz-IV steht hier nur als herausragen-
des Beispiel einer Politik, die das Wohl 
der Menschen zunehmend aus den Augen 
verliert.

Vielen ARGE-MitarbeiterInnen, den am 
Rande stehenden PolizistInnen, selbst 
den beobachtenden Presseleuten ist 
dies nicht ganz so einfach vermittelbar. 

Hartz-IV betrifft Jeden
Dabei sind sie selbst Teil des Systems 
und sehr wohl auch ganz persönlich betrof-
fen! Niemand ist vor Erwerbslosigkeit und 
somit vor Hartz-IV gefeit! Die AktivistIn-

nen des „Zahltags“ haben begriffen, wie 
wichtig es ist, sich zu solidarisieren und 
so genannte Schnittstellen zu anderen so-
zialen Auseinandersetzungen zu suchen. 
Dies äußerte sich im Laufe der Woche 
durch bisher völlig neue Elemente im Rah-
men von „Zahltag!“. 

Kino in der ARGE Kalk
Dienstag wurde unvermittelt die ARGE 
Köln-Kalk gestürmt und der dortige Warte-
saal zum Kino verwandelt. Am Mittwoch 
wurde erst das Zentrum für Analyse von 
Potenzial und Fähigkeiten (ZAPF) im idylli-
schen Köln-Niehl gehörig „aufgemischt“, 
so dass das komplette Tagesprogramm 
dieser Profiling-Institution für 1-Euro-Job-
berInnen zum Erliegen kam und der zu-
künftige Verlauf des aktuellen 
Teilnehmerkurses empfindlich gestört blei-
ben dürfte. 

Freie Fahrt für alle
Am Nachmittag widmete sich „Zahltag!“ 
der Thematik eines kostenlosen öffentli-
chen Nahverkehrs. Im Rahmen einer 
Freie-Fahrt-für-alle-Aktion, spielte man 
erst mit der KVB, dann mit hinzu gerufe-
ner Polizei „Räuber und Gendarm“. 
Donnerstags stand das Sozialamt der 
Stadt Köln im Kalk-Karree auf dem Pro-
gramm, das wegen seiner gelungenen 

Architektur gern als „Kalkatraz“ be-
zeichnet wird. 

Hauptabteilung Ausgrenzung und 
Repression
Hier firmiert die Städtische Hauptabtei-
lung XX/10 (Ausgrenzung und Repres-
sion) mit den Unterabteilungen Aus- 
länderbehörde (oder besser: Abschie-
bebehörde), Resoabteilungen für Ver-
hinderung von menschenwürdiger 
Unterkunft für Obdachlose und entlas-
sene Strafgefangene, eine Hartz-IV Au-
ßenstelle für Obdachlose und nicht 
zuletzt das Ordnungsamt (dort auch 
die Abteilung, die Knöllchen für Hunde-
besitzer einfordert). Alles sehr wichti-
ge, aber auch publikumsscheue 
Einrichtungen.

Do steht ene Schutzmann
Das 'Kölner Modell' fühlte sich emp-
findlich getroffen und bedroht und ließ 
eine Hundertschaft der Polizei in geord-
neten Dreierreihen ins Sozialamt ein-
marschieren. Es kam zu Ingewahr- 
samnahmen mit erkennungsdienstli-
cher Behandlung. Welche Erkenntnisse 
die Polizei gewonnen hat, wissen wir 
nicht. Wir erkannten jedoch einige  Zu-
sammenhänge. War nett bei Euch!

KEA

Bitte nicht füttern!

Bereits seit 2007 machen engagierte Menschen gemeinsam mit selbst- und unorganisierten Erwerbslo-
sen in Köln mit der Aktion „Zahltag!“ von sich reden, wenn unterschiedliche ARGE- bzw. Jobcenter-
Standorte und bisweilen einzelne Träger so genannter 1-Euro-Jobs kurzerhand okkupiert werden und 
ihr Geschäft bisweilen empfindlich gestört wird. In der ersten Dezemberwoche 2008 war die vierte 
große Kölner „Zahltag!“-Aktion. Am Montag ging's los, als fast 100 Menschen mit Musik und Frühstück 
entschlossen ins Foyer der Kölner Haupt-ARGE in der Luxemburger Str. eindrangen. Kam es früher bei 
derlei Gelegenheiten schon mal zu Handgreiflichkeiten mit der Polizei, hielt diese sich diesmal vor-
nehm zurück, war aber doch zahlreich anwesend (mit eigenem Frühstück).




